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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über ein 
gemeinschaftliches Verfahren zur Unterrichtung und Konsultation über 
die Preise für Rohöl und Mineralölerzeugnisse in der Gemeinschaft 
— Drucksache 7/3979 — 


A. Bericht des Abgeordneten Schmidhuber 


Der Vorschlag der EG-Kommission — Drucksache 
7/3979 — wurde vom Präsidenten des Deutschen 
Bundestages mit Schreiben vom 9. September 1975 
an den Ausschuß für Wirtschaft zur Beratung über- 
wiesen. 

Der Ausschuß hat die Vorlage in seiner Sitzung 
am 2. Oktober 1975 beraten. 

Um einen besseren Überblick über die Versor- 
gungsbedingungen auf dem Markt der Rohöl- und 
Mineralölpiodukte zu erhalten, schlägt die EG-Kom- 
mission vor, die Mitgliedstaaten zu einer viertel- 
jährlichen Meldung über Preise für Mineralöl und 
Mineralölerzeugnisse zu verpflichten. Diese Mel- 
dungen sollen ausschließlich der Verbesserung der 
Transparenz (Überblick über das Preisniveau und 
seine Entwicklungstendenzen) dienen. 

Eine mißbräuchliche Verwendung der gemeldeten 
Daten soll durch Artikel 6 ausgeschlossen werden. 
Nach dieser Vorschrift haben die Informationen aus- 
schließlich vertraulichen Charakter. Sie dürfen nur 
in allgemeiner und zusammengefaßter Form weiter- 


gegeben werden. Unternehmensbezogene Angaben 
sind untersagt. 

Der Wirtschaftsausschuß hat den Vorschlag der 
Kommission sehr eingehend geprüft. Er hat grund- 
sätzlich gegen die von der Kommission empfohlene 
Verbesserung der Transparenz der Mineralölmärkte 
keine Bedenken, solange den von der Meldung be- 
troffenen Unternehmen keine zusätzlichen Melde- 
pflichten auferlegt werden. Zur Vermeidung von 
Doppelt- und Dreifachmeldungen soll deshalb sicher- 
gestellt werden, daß die nach Brüssel abzugebenden 
Daten mit den seit der Ölkrise eingeführten Melde- 
pflichten harmonisiert werden. 

Nach Auffassung des Ausschusses soll auch alles 
vermieden werden, das geeignet wäre, das Melde- 
system über das in Artikel 5 vorgesehene Konsul- 
tationsverfahren in ein Preisregulierungssystem 
umzuwandeln. In Artikel 5 Abs. 2 sollten deshalb 
die erwähnten „erforderlichen Maßnahmen" in einen 
engeren Bezug zu Artikel 4 gebracht werden. 

Namens des Ausschusses für Wirtschaft bitte ich 
das Hohe Haus, von dem Vorschlag der EG-Kom- 
mission Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 2. Oktober 1975 

Schmidhuber 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Von dem Vorschlag der EG-Kommission — Drucksache 7/3979 — wird Kennt- 
nis genommen. 

2. Die Bundesregierung wird aufgefordert, bei den weiteren Beratungen in 
Brüssel dafür Sorge zu tragen, daß bei der Durchführung der Verordnung 
jegliche Kontrolle im Sinne einer echten Intervention vermieden wird. 


Bonn, den 2. Oktober 1975 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Narjes Schmidhuber 

Vorsitzender Berichterstatter 
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